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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

11.07.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2018/17/0048 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2018/17/0049 

Rechtssatz 

Nach ständiger Rechtsprechung des EuGH kann der Umstand, dass von verschiedenen Arten von 
Glücksspielen einige einem staatlichen Monopol und andere einer Regelung unterliegen, nach der private 
Veranstalter eine Erlaubnis benötigen, im Hinblick darauf, dass mit Maßnahmen, die - wie das staatliche 
Monopol - auf den ersten Blick als am restriktivsten und wirkungsvollsten erscheinen, legitime Ziele 
verfolgt werden, für sich genommen nicht dazu führen, dass diese Maßnahmen ihre Rechtfertigung 
verlieren. Derart divergierende rechtliche Regelungen ändern nämlich als solche nichts an der Eignung 
eines solchen staatlichen Monopols zur Verwirklichung des mit seiner Errichtung verfolgten Ziels, 
Anreize für die Bürger zu übermäßigen Ausgaben für das Spielen zu vermeiden und die Spielsucht zu 
bekämpfen (EuGH 8.9.2010, Carmen Media Group, C-46/08, Rn. 63; EuGH 8.9.2010, Markus Stoß ua., 
C-316/07, Rn. 96). Diese Rechtsprechung ist für Österreich insoweit von Bedeutung, als für verschiedene 
Arten von Glücksspielen unterschiedliche Regelungen bestehen: Grundsätzlich ist das Recht zur 
Durchführung von Glücksspielen dem Bund vorbehalten (§ 3 GSpG "Glücksspielmonopol"). Der Bund 
selbst veranstaltet jedoch keine Glücksspiele, sondern vergibt - unter Beschränkung der Anzahl - 
Konzessionen betreffend Lotterien und Spielbanken. Gemäß § 4 Abs. 2 GSpG sind vom 
Glücksspielmonopol Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten (§ 5 GSpG, "kleines Glücksspiel") 
ausgenommen. Für nicht dem System des GSpG unterliegende Wetten aus Anlass sportlicher 
Veranstaltungen existieren landesgesetzliche Regelungen. Ein solches duales System zur Organisation 
des Glücksspielmarkts kann sich jedoch als im Widerspruch zu Art. 56 AEUV stehend erweisen, wenn 
festgestellt wird, dass die zuständigen Behörden in Bezug auf andere Glücksspiele als die, die dem 
staatlichen Monopol unterliegen, eine Politik verfolgen, die eher darauf abzielt, zur Teilnahme an diesen 
anderen Spielen zu ermuntern, als darauf, die Spielgelegenheiten zu verringern und die Tätigkeiten in 
diesem Bereich in kohärenter und systematischer Weise zu begrenzen, was zur Folge hat, dass das der 
Errichtung dieses Monopols zugrunde liegende Ziel, Anreize zu übermäßigen Ausgaben für das Spielen 
zu vermeiden und die Spielsucht zu bekämpfen, mit ihm nicht mehr wirksam verfolgt werden kann 
(EuGH 28.2.2018, Sporting Odds Ltd., C-3/17, Rn. 24, mwN). 
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